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Klaus Kwasniewski

In alten Gleisen?

A ls der Vorstand der Deut
schen Bundesbahn kürzlich 

seinen im Aufträge des Bundes
verkehrsministers erstellten Be
richt über ein „betriebswirt
schaftlich optimales Strecken
netz“ der Öffentlichkeit vorlegte, 
hatte der Steuerzahler Grund zur 
Freude; bestand doch eine ge
wisse Aussicht auf eine Bahn, 
die keine zunehmenden Verluste 
mehr produzierte. Das Strecken
netz soll danach bis 1985 von 
gegenwärtig rund 29 000 km auf 
knapp 16 000 km reduziert wer
den. Von den heute bestehen
den 4200 Bahnhöfen sollen 2200 
geschlossen sowie die Beschäf
tigung von gegenwärtig 440 000 
auf 260 000 Personen verringert 
werden.

Den Sparplänen des Bundes
bahnvorstandes zum Opfer ge
fallen sind dabei solche Strecken, 
auf denen zwar Kosten entste
hen, aber keine nennenswerten 
Verkehrsleistungen und damit 
Erträge hereingefahren werden. 
So entfallen gegenwärtig auf die 
stillzulegenden gut 13 000 km 
Eisenbahnstrecke (rund 45%  der

heutigen Gesamtstrecke) nur 
rund 10 %  des Güter- und 7 %  
des Personenfernverkehrs der 
Bundesbahn; beim Personennah
verkehr sind es rund 26 %. Die 
geringe Verkehrsbedeutung der 
stillzulegenden Strecken wird 
auch dadurch deutlich, daß auf 
der Schiene insgesamt gegen
wärtig nur noch 29%  des Güter
verkehrs und etwa 7 %  des Per
sonenverkehrs abgewickelt wer
den.

Diese Anteile verdeutlichen, 
daß die Stillegung dieser Eisen
bahnstrecken keinen nennens
werten Einfluß auf die Verkehrs
abwicklung in der Bundesrepu
blik haben wird, wie es die be
troffenen Regionen und die Ge
werkschaften befürchten. Insbe
sondere der Personennahver
kehr dürfte relativ problemlos 
auf Busse zu lenken sein. Auch 
dürfte die Zusatzbelastung der 
Straßen durch die Streckenschlie
ßungen in den meisten dünn 
besiedelten Gebieten gering
fügig sein, da fast der gesamte 
Verkehr ohnehin schon auf die 
Straße abgewandert ist. Von 
einer häufig beschworenen ver- 
kehrlichen Verödung und wirt
schaftlichen Auszehrung ganzer 
Landstriche kann keinesfalls die 
Rede sein.

Wenn jetzt dem Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn vorge
worfen wird, daß sein Plan eines 
„betriebswirtschaftlich optimalen 
Streckennetzes“ die zahlreichen 
übergeordneten volks-, gesamt- 
und verkehrswirtschafflichen so
wie regionalen und strukturpoli
tischen Gesichtspunkte vermis
sen lasse, die bei einem Strek- 
kennetz der Bundesbahn zu be
denken sind, werden Ursachen 
und Auswirkungen nicht erkannt. 
Diese übergeordneten Gesichts
punkte waren es ja gerade, die 
zu den hohen Betriebsverlusten 
der Eisenbahn und den lawinen
artig anschwellenden Betriebs
zuschüssen des Bundes führten.

Sollen auch in Zukunft unwirt
schaftliche Strecken betrieben 
werden, so müßten die dadurch 
entstehenden Kosten bis auf we
nige genau festzulegende Aus
nahmen von den betreffenden

Verkehrsnutzern getragen und 
dürften grundsätzlich nicht mehr 
den Steuerzahlern angelastet 
werden. Denn Verkehrsleistun
gen, für die es am Markt keine 
kostendeckenden Preise gibt, 
sollten möglichst nicht produziert 
werden. Dies würde aber voraus
setzen, daß die heute noch ge
setzlich verankerte „Tarifgleich
heit im Raum“ entfallen muß, 
damit eine kostenorientierte Ta
rifdifferenzierung vorgenommen 
werden kann. Wenn etwa aus 
sozialen Gründen eine unren
table Strecke z. B. in Ballungs
gebieten betrieben werden sollte, 
müßte dem Steuerzahler deutlich 
gemacht werden, was ihn diese 
Strecke kostet. Werden unren
table Strecken aus regionalpoli
tischen Gründen weitergeführt, 
so müßten die der Bundesbahn 
daraus erwachsenden Verluste 
möglichst von den entsprechen
den Gebietskörperschaften er
setzt werden.

Doch auch nach dem im Be
richt des Bundesbahnvorstan
des vorgesehenen Gesund
schrumpfen der Deutschen Bun
desbahn bis 1985 würde der 
Bund in jenem Jahr —  durch 
EG-Richtlinien und andere Ge
setze verpflichtet —  rund 5,6 Mrd. 
DM an Ertragszuschüssen und 
Aufwandminderungen vor allem 
für den Nahverkehr in Ballungs
räumen zahlen müssen. Außer
halb der Erfolgsrechnung wür
den vom Bund 1985 weitere 5,8 
Mrd. DM für die Altersversorgung 
aufgebracht werden müssen. Da
neben muß der Bund bis 1985 
16 Mrd. DM für Investitionen 
bereitstellen, durch die die Bun
desbahn ihr Leistungsvermögen 
auf dem Kernnetz erheblich ver
bessern will. In den ersten Um
stellungsjahren muß sogar noch 
mit steigenden Verlusten der 
Bundesbahn gerechnet werden. 
Dies alles Ist der Preis dafür, 
daß die unerläßliche Strukturan
passung der Eisenbahn wegen 
der vielen Widerstände zu lange 
hinausgezögert wurde. Er wird 
sich zu Lasten der Steuerzahler 
weiter erhöhen, wenn das Pro
blem erneut in die Zukunft ver
schoben wird.
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